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Positionen und Forderungen des GdW

3AGW 20.11.2009

Versand an die Politik am 19.02.2009

GdW Position

Vorschläge für Gesprächspunkte 
und Regelungen im Rahmen der 
anstehenden Koalitionsverhandlungen

Oktober 2009

Versand an die Politik am 01.10.2009



Bewertung des Koalitionsvertrages
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GdW-Thesenpapier: „Soziales Wohnen gerade in 
schwierigen Zeiten sichern“

10 Thesen des GdW zur aktuellen Diskussion 
über die Kosten der Unterkunft und Heizung gemäß SGB II
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Entwurf eines Wachstumsbeschleunigungsgesetzes

� 1. Lesung im Deutschen Bundestag am 12.11.2009
� Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens bis Mitte Dezember 2009

� Änderungen im Bereich der Zinsschranke (§ 4 h EStG)

� Änderungen bei der Verlustabzugsbeschränkung (§ 8 c KStG)

� Änderung bei der Grunderwerbsteuer – Erleichterung von 
bestimmten Grundstücksübergängen (§ 6 a GrEStG-E)

� Änderung bei der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung 
nach § 8 Nr. 1 e GewStG

� Ermäßigter Umsatzsteuersatz von 7% für die Vermietung von 
Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen 
Beherbergung von Fremden bereithält 

� Änderungen bei der GWG-Abschreibung und der Bildung 
des Sammelpostens
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Entwurf eines Wachstumsbeschleunigungsgesetzes -
Änderungen im Bereich der Zinsschranke (§ 4 h EStG)

� Dauerhafte Geltung der erhöhten Freigrenze von 3 Mio. EUR
� Rückwirkend ab Einführung der Zinsschrankenregelung

� Einführung eines EBITDA-Vortrags
� Nicht ausgeschöpftes EBITDA-Volumen ist auf die folgenden 

fünf Jahre vorzutragen

� Ausnahme: Kein EBITDA-Vortrag für WiJ, in denen eine der 

Ausnahmeregelungen von Anwendung der Zinsschranke greift

� Erstmalige Anwendung für WiJ nach 31.12.2009

� Auf Antrag erfolgt Erhöhung des ersten EBITDA-Vortrags 

um EBITDA-Vorträge aus VZ 2007 bis VZ 2009

� Vergleich der EK-Quoten im Konzern
� Anhebung der Bagatellgrenze auf zwei Prozentpunkte

� Erstmalige Anwendung für WiJ nach 31.12.2009
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Änderung bei der Grunderwerbsteuer – Erleichterung von 
bestimmten Grundstücksübergängen (§ 6 a GrEStG-E)

� Keine GrESt auf Grundstücksübergänge i. S. v. § 1 Abs. 1, Abs. 2 

und Abs. 3 GrEStG im Rahmen von Verschmelzungen, Spaltungen 

(Aufspaltung, Abspaltung, Ausgliederung) oder Vermögens-

übertragungen (Umwandlungen i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 UmwG)

� Achtung: § 1 Abs. 2 a GrEStG wird nicht aufgeführt

� Voraussetzungen: Vorbehaltefrist und Behaltefrist 

vor und nach der Umwandlung von fünf Jahren

� Erstmalige Anwendung auf Erwerbsvorgänge nach 31.12.2009
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Entwurf eines Wachstumsbeschleunigungsgesetzes -
Änderungen bei der Verlustabzugsbeschränkung (§ 8 c KStG)

� Zulassung des Verlustübergangs in Höhe der stillen Reserven
� Nicht genutzte Verluste, die aufgrund der Anwendung von § 8 c 

Abs. 1 Satz 1 oder 2 KStG entfallen würden, sollen erhalten 

bleiben, soweit sie die anteiligen bzw. gesamten stillen Reserven 

des inländischen Betriebsvermögens der Körperschaft nicht 

übersteigen 

� Einführung einer Konzernklausel 
� Kein schädlicher Beteiligungserwerb, wenn an dem übertragenden 

und an dem übernehmenden Rechtsträger dieselbe Person zu 

jeweils 100% mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist

� Erstmalige Anwendung auf schädliche Beteiligungserwerbe nach 

31.12.2009

� Dauerhafte Geltung der Sanierungsklausel (§ 8 c Abs. 1 a KStG)
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Haushaltstitel Zuweisungen* Zuweisungen*
Haushalt 2009 Entwurf 2010

Städtebauförderung Ost

Stadtumbau Ost

Städtebaulicher 
Denkmalschutz Ost

Städtebauförderung West

Stadtumbau West

Städtebaulicher 
Denkmalschutz West 

Programm Soziale Stadt

Aktive Stadt- und Ortsteilzentren

Investitionspaket 
Bund-Länder-Gemeinden

Förderung von Investitionen in 
nationale UNESCO-Weltkulturerbstätten

C02- Gebäudesanierungsprogramm 
(Titel 661 07 - Zinszuschüsse) 

Altersgerecht Umbauen
(Titel 661 08 - Zinszuschüsse)

Infrastruktur für strukturschwache 
Kommunen

Städtebauförderung - Bundesfinanzhilfen 2009 / 2010
2010: Kabinettsentwurf  vom 25.06.2009

45 Mio. EUR

121 Mio. EUR

85 Mio. EUR

45 Mio. EUR

96 Mio. EUR

105  Mio. EUR

43 Mio. EUR

30 Mio. EUR

*Zuweisungen: Summe der zusätzlichen Mittel direkt für das jeweilige Haushaltsjahr plus zusätzliche Verpflichtungsermächtigung  für die Folgejahre des jeweiligen Programms, gerundet

350 Mio. EUR

150 Mio. EUR

1,508 Mrd. EUR

80 Mio. EUR

150 Mio. EUR

35 Mio. EUR

105 Mio. EUR

80 Mio. EUR

35 Mio. EUR

95 Mio. EUR

125  Mio. EUR

75 Mio. EUR

35 Mio. EUR

100 Mio. EUR

1,27 Mio. EUR

80 Mio. EUR

150 Mio. EUR

Keine weiteren

Zuweisungen
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GdW Unternehmensbefragung

Einfluss der neuen EnEV auf die 
Investitionsentscheidungen der Unternehmen
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GdW Unternehmensbefragung 

Umfang, in dem bisher Energieausweise in den 
Unternehmen ausgestellt wurden

© GdW 30.10.2009
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CO2-Emissionen in Deutschland in 2004
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13 %

2 %

5 %

Quelle: McKinsey



Prämierung „Energetische Sanierung von 
Großwohnsiedlungen“ am 15.07.2009 in Berlin
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Überarbeitung der EU-Gebäuderichtlinie

� Entwurf einer Richtlinie der Kommission zur Neufassung der 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden vom 13.11.2008.

� Am 16.02.2009 erste Beratung im Industrie- und 
Energie-Ausschuss: 485 Änderungsanträge. 
Änderungsanträge GdW, BFW, BSI über verschiedene MdEPs

� Abstimmung im ITRE am 30.03.2009: Verschärfungen 
gegenüber KOM-Vorschlag.
(erhöhter Kontroll- und Berichtsaufwand, verbindliche EU-
Berechnungsmethode, Null-Energie-Standard im Neubau ab 2018/19)

� Ratsstandpunkt: Ablehnung der EP-Vorschläge im Rat; 
Beratung der Bundesregierung durch GdW, BSI

� Aushandlung von Kompromiss-Vorschlägen durch die 
Schwedische Ratspräsidentschaft

AGW 20.11.2009
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Überarbeitung der EU-Gebäuderichtlinie
Laufende Trilog-Verhandlungen

Wahrscheinliche Kompromisse:

� (very) low energy buildings  ab 2020 (Neubau)

� Energieausweise: Beibehaltung verbrauchsbasierter 
Kennzahlen; Modernisierungsempfehlungen nur, 
wenn Verbesserung wirklich in Betracht kommt.

� Kosteneffizienz (Transparenz): Abschätzungen ausreichend.

� Vermietungsanzeigen mit Angaben zur Energieeffizienz bleibt.

� Aushängungspflicht: ab 500 qm in öffentlichen Gebäuden.

� Nationale Kontrollsysteme für Ausweise und Inspektionen:  
Maßnahmen der Mitgliedstaaten.

� Umsetzungsphase: bis 2012.

� Fördermöglichkeiten sollen auch bei unterschiedlichen 
Standards bestehen bleiben.

Geplante Verabschiedung im Energierat am 07.12.2009.
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Leerstandsquote in %

Theoretischer Leerstand: Leerstandsquote, wenn die Unternehmen - bei sonst gleichen Bedingungen der Bestandsentwicklung –

ihren Leerstand nicht durch Abrisse vermindert hätten

Quelle: GdW-Jahresstatistik 2008, 2009 Prognose
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Leerstandsquoten nach Bundesländern 2008
bei den vom GdW vertretenen Unternehmen
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GdW-Positionspapier „Stadtumbau West“
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Aus Wohnen im Alter wird…
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„Wohnen im Alter“
Gemeinsame Veranstaltung mit dem Märkischen Presse-
und Wirtschaftsclub am 31.08.2009
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Fachforum „Geschäftsmodelle im vernetzten Wohnen“
am 11.09.2009 in Berlin
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Start der 1. Stufe eines Internetangebots zum Verbandstag 2009 
www.wohnenfuereinlangesleben.de
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Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2009/2010

Mit zahlreichen Tabellen und Grafiken informiert 
das 168 Seiten umfassende Kompendium 
u. a. über folgende Einzelaspekte:

�Entwicklung des Wohnungsangebotes

�Energieverbrauch und Energieeffizienz der 
Wohnungsbestände der GdW-Unternehmen

�Trends der Wohnungsnachfrage

�Situation auf den Wohnungsmärkten

�Stadtumbau in Ost und West

�Wohnungswirtschaft als Partner der 
Stadtentwicklung
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GdW Forum 20: Der moderne Fünfkampf in der 
Immobilienwirtschaft, 16.06.2009
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Fotos: Thorsten George



3 Gründe für die Kampagne

26AGW 20.11.2009



Die Seite für die Wohnungsunternehmen
www.azubi-kampagne.de
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„Personalrekrutierung wird schwieriger“,  sagen…

Quelle: Europäisches Bildungszentrum 28AGW 20.11.2009



Schuljahr 2009 / 2010: 1.278 Auszubildende am Berufskolleg
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Die neuen Studentinnen und Studenten 
der EBZ Business School
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Aktuelle Entwicklung in der EBZ Business School

Studierende der FWI/EBZ Business School

0

50

100

150

200

250

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

Studienjahr

S
tu
d
ie
re
n
d
e

Studierende 1. Sem. Studierende 2. Sem Studierende VNW/VdW
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31AGW 20.11.2009Quelle: Europäisches Bildungszentrum



In den Entwicklungsländern ist die Schaffung von Wohn- und Lebensverhältnissen, die der Würde 
des Menschen entsprechen, eine der Grundvoraussetzungen für eine dauerhafte Entwicklung und 
Verständigung der Völker in Frieden und Freiheit. 

Die Größe dieser Aufgabe erfordert die Hilfe aller derjenigen, die sich der Verbesserung der 
Wohnverhältnisse der breiten Schichten widmen. Diese allgemeine menschliche, kulturelle und 
politische Verpflichtung endet nicht an den Grenzen des eigenen Landes. 

Deshalb bittet die DESWOS um Unterstützung ihrer Arbeit durch Mitgliedschaft oder Spende. 

Ziel ist und bleibt, durch gezielte Fördermaßnahmen und uneigennützige Hilfe zur Selbsthilfe für 
gesunde Wohn- und Lebensverhältnisse in Entwicklungsländern zu sorgen. 
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Herzlichen Dank 

für Ihre Aufmerksamkeit
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